
der Reife in der Gesetzgebung beschäftigte, verweisen'^. 
Deshalb möchte ich meinen in der Zeitschrift „Psychia­
trie, Neurologie und medizinische Psychologie“ ge­
machten Vorschlag über eine Neuformulierung des § 4 
JGG wie folgt verändern:

„Ein Jugendlicher ist strafrechtlich nur verantwort­
lich, wenn er zur Zeit der Tat über 16, aber noch 
nicht 18 Jahre alt und auf Grund seiner Persönlich­
keitsentwicklung fähig ist, die gesellschaftliche Be­
deutung seiner Handlung zu erkennen.“

Es möchte mir scheinen, daß in dieser Formulierung 
der gesellschaftspolitische Aspekt genügend mit ein­
gebaut ist, während aut der anderen Seite auch für den 
medizinischen Sachverständigen die Formulierung ge­
nügend exakt erscheint.
Überhaupt sollte ja dieser Entwicklungsparagraph nur 
eine p s y c h o l o g i s c h e  S i c h e r u n g  sein, damit 
nicht ein in seiner Entwicklung zurückgebliebener 
Jugendlicher der Altersstufe 16 bis 18 Jahre für eine 
Tat verantwortlich gemacht wird, deren Gesellschafts­
gefährlichkeit er bei seiner zur Zeit der Tat vorliegen­
den Persönlichkeitsentwicklung weder übersehen noch 
umgehen konnte. Ich möchte aber betonen, daß es sich 
um eine e r h e b l i c h e  dynamische Störung der Per­
sönlichkeitsharmonie handeln sollte, die zur Ver­
neinung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit Jugend­
licher führt. Leichtere Disharmonien und auch partielle 
Rüdestände leichterer Art finden wir in der Pubertät 
außerordentlich häufig, um nicht zu sagen immer.
Eine zu weitherzige Auslegung der mangelnden Per­
sönlichkeitsentwicklung zur Einsicht würde neben den 
leicht Schwachsinnigen vor allem die abnormen Persön­
lichkeiten vor Strafe bewahren, so daß eigentlich nur 
die unauffälligen Gelegenheitstäter zur .Aburteilung 
übrig blieben. Das aber ergäbe eine unhaltbare Situa­
tion ohne erzieherische Perspektiven. Alle Störungen 
hingegen, die nicht vorübergehend sind, die also auch 
nicht aufholbar sind in der weiteren Entwicklung, 
würden singemäß nicht mehr in diesen Reifepara-

13 Lekschas, Gegen bürgerlich-idealistische Tendenzen in der 
Theorie des Jugendstrafrechts, Staat und Recht 1958, Heft 4,
S. 360 ff.

graphen gehören, sondern in den § 51 StGB. Denn 
bei allen Krankheitsfolgen oder psychischen Störun­
gen auf Grund körperlicher. Vorgänge — sei es nun 
akuter oder chronischer Art — liegen entweder faßbare 
Bewußtseinsstörungen vor, oder aber es handelt sich um 
einen Defekt oder Tiefstand in der Persönlichkeits­
entwicklung, der nicht mehr aufholbar ist. Hierzu ge­
hören neben den Vergiftungsfolgen und Dämmer­
zuständen vor allem die Fälle eindeutigen und schweren 
Schwachsinns, Folgezustände nach Hirnverletzungen 
Triebstörungen nach Gehirnentzündungen. Diese Fest­
stellungen kann allerdings nur ein erfahrener Gut­
achter treffen. Für den Richter bedeutet das, daß er sich 
in schwierigen Fällen, d. h. bei Delikten eines bestimm- . 
ten Schweregrades oder bei motivisch Snklaren 
Delikten Jugendlicher, an einen Sachverständigen wen­
den sollte. Für einfachere Fragestellungen vermag die 
genaue Erhebung des Entwicklungsverlaufs eines 
Jugendlichen von seiner frühesten Kindheit bis zur 
Straftat dem Richter entscheidende Hinweise zu geben. 
Gibt es von einem bestimmten Zeitpunkt an einen Ent­
wicklungsknick im Zusammenhang mit einer Erkran­
kung, so darf er den Verdacht haben, daß hier mög­
licherweise eine Störung im Sinne des § 51 StGB vor­
liegt. Ergeben sich jedoch chronologische und biographi­
sche Hinweise auf einen schweren Umweltschaden oder 
lassen die Ausführung der Tat und das Verhalten des 
Jugendlichen ausgesprochene Merkmale eines beträcht­
lich gefühlsmäßig unausgeglichenen, mehr oder weniger 
partiell rückständigen Denkens und Handelns erkennen, 
so dürfte der Reifeparagraph anzuwenden sein. Prak­
tisch gesehen würde sich an dieser zunächst für den 
medizinischen Laien schwierig erscheinenden Pro­
blematik aber wenig ändern. In der Regel könnten die 
Richter genauso verfahren wie bislang, indem sie alle 
schwierigen und problematischeren Fälle dem Gut­
achter zuführen, während sie in den einfach und klar 
liegenden Situationen auch selbst die Verantwortlich­
keit im Sinne des Entwicklungsparagraphen beurteilen. 
Voraussetzung bleibt allerdings beim Richter und Schöf­
fen ein gewisses Mindestwissen über entwicklungs­
biologische, pädagogische, jugendpsychologische und 
jugendpsychopathologische Tatsachen.

Prof. Dr. MARTIN POSCH, Direktor des Instituts für W irtschafts- und Zivilrecht 
der Friedrich-Schiller-Universität Jena

Die Regelung des Kaufs im künftigen Zivilgesetzbuch

Die rechtliche Gestaltung der neuen Beziehungen der 
Menschen zur Gesellschaft und untereinander ist bei 
den Kodifikationsarbeiten für den Bereich des Zivil­
rechts besonders schwierig und zugleich von besonderer 
Bedeutung, da die rechtlichen Beziehungen im bürger­
lichen Recht als Privatangelegenheiten galten, die — für 
die Verfolgung eigennütziger Interessen geschaffen — 
nur die Beteiligten betrafen und im übrigen die Gesell­
schaft nichts angehen sollten. In diesem Bereich gesell­
schaftlicher Beziehungen erfuhr die Isolierung des 
Individuums von der Gesellschaft ihre spezifische und 
wohl auch stärkste Ausprägung. Daraus erwächst die 
besondere erzieherische Aufgabe des neu zu gestalten­
den Zivilrechts, das in diesem Bereich der konventio­
nellen „Privatangelegenheiten“ mit den Mitteln und 
Möglichkeiten des Rechts den Prozeß der Vergesellschaf­
tung zu unterstützen hat.
Mit der endgültigen Aufgabe der alten Vorstellung, daß 
das Zivilrecht nur private Beziehungen zwischen ein­
zelnen umfasse, daß die rechtlichen Beziehungen des 
Individuums für das Zivilrecht nur in zweiseitigen

Rechtsverhältnissen bestünden, wird die von der bis­
herigen Rechtsanschauung noch anerkannte Struktur des 
Privatrechts mit der ihr eigenen Eliminierung aller 
gesellschaftlichen Bezogenheit zwangsläufig zerstört* S. 1.
In der sozialistischen Gesellschaft und ihrer Rechts­
ordnung tritt das grundlegende Recht a l l e r  Bürger, 
nämlich das Recht zur politisch-staatlichen, wirtschaft­
lichen und kulturellen Mitgestaltung, an die Stelle des 
früher im Privatrecht dominierenden absoluten Rechts, 
der typischen Abstraktion der Rechtsstellung des Privat­
eigentümers. Das sozialistische Mitgestaltungsrecht be­
zeichnet wesentlich die allgemeine Rechtsstellung des 
Bürgers in der neuen Gesellschaft sowohl für den vom

i Schumann/Drews/Baier, Gedanken zur Konzeption eines 
sozialistischen Zivilgesetzbuchs, NJ 1960 S. 790 fl., Gedanken 
zur Gestaltung der einzelnen Teile des sozialistischen Zivil­
gesetzbuchs, NJ 1960 S. 825 IT.; Oberländer, Zur Regelung der 
Pflichten des sozialistischen Handels im künftigen Zivilgesetz­
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Heft 1, S. 17 ff.
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